
Urteil des Gerichts erster Instanz vom 23. September 2009 
— Polen/Kommission 

(Rechtssache T-183/07) ( 1 ) 

(Umwelt — Richtlinie 2003/87/EG — System für den Handel 
mit Treibhausgasemissionszertifikaten — Nationaler Plan zur 
Zuteilung von Emissionszertifikaten für Polen für den Zeit­
raum 2008–2012 — Dreimonatsfrist — Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten und der Kommission — Gleichbehandlung — 
Begründungspflicht — Art. 9 Abs. 1 und 3 und Art. 11 Abs. 

2 der Richtlinie 2003/87) 

(2009/C 267/100) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Parteien 

Klägerin: Republik Polen (Prozessbevollmächtigte: zunächst ver­
treten durch E. Ośniecka-Tamecka, dann nacheinander durch T. 
Nowakowski, durch T. Kozek, durch M. Dowgielewicz und 
schließlich durch M. Dowgielewicz, M. Jarosz und M. Nowacki) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: U. Wölker und K. Herrmann) 

Streithelferinnen zur Unterstützung der Klägerin: Republik Ungarn 
(Prozessbevollmächtigte: J. Fazekas, R. Somssich und M. Fehér), 
Republik Litauen (Prozessbevollmächtigter: D. Kriaučiūnas) und 
Slowakische Republik (Prozessbevollmächtigte: zunächst vertre­
ten durch J. Čorba, dann durch B. Ricziová) 

Streithelferin zur Unterstützung der Beklagten: Vereinigtes König­
reich Großbritannien und Nordirland (Prozessbevollmächtigte: 
zunächst vertreten durch Z. Bryanston-Cross und C. Gibbs als 
Bevollmächtigte im Beistand von H. Mercer, Barrister, dann 
durch I. Rao und S. Ossowski als Bevollmächtigte im Beistand 
von J. Maurici, Barrister) 

Gegenstand 

Vollständige oder teilweise Nichtigerklärung der Entscheidung 
K(2007) 1295 endg. der Kommission vom 26. März 2007 
über den nationalen Plan zur Zuteilung von Zertifikaten für 
Treibhausgasemissionen, der von der Republik Polen für den 
Zeitraum 2008–2012 gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemis­
sionszertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der 
Richtlinie 96/61/EG des Rates (ABl. L 275, S. 32) übermittelt 
wurde 

Tenor 

1. Die Entscheidung K(2007) 1295 endg. der Kommission vom 26. 
März 2007 über den nationalen Plan zur Zuteilung von Zerti­
fikaten für Treibhausgasemissionen, der von der Republik Polen für 
den Zeitraum 2008–2012 gemäß der Richtlinie 2003/87/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
2003 über ein System für den Handel mit Treibhausgasemissions­
zertifikaten in der Gemeinschaft und zur Änderung der Richtlinie 
96/61/EG des Rates übermittelt wurde, wird für nichtig erklärt. 

2. Die Kommission trägt neben ihren eigenen Kosten die Kosten der 
Republik Polen. 

3. Die Republik Ungarn, die Republik Litauen, die Slowakische Re­
publik und das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nord­
irland tragen jeweils ihre eigenen Kosten. 

( 1 ) ABl. C 155 vom 7.7.2007. 

Urteil des Gerichts erster Instanz vom 29. September 2009 
— Thomson Sales Europe/Kommission 

(Verbundene Rechtssachen T-225/07 und T-364/07) ( 1 ) 

(Zollunion — Einfuhren von in Thailand hergestellten Farb­
fernsehempfangsgeräten — Erlass von Einfuhrabgaben — 
Offensichtliche Fahrlässigkeit — Absehen von der Nacherhe­
bung von Einfuhrabgaben — Nichtigkeitsklage — Beschwe­

rende Maßnahme — Unzulässigkeit) 

(2009/C 267/101) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Thomson Sales Europe (Boulogne-Billancourt, Frank­
reich) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte F. Goguel und F. 
Foucault) 

Beklagte: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: in der Rechtssache T-225/07 X. Lewis, H. 
van Vliet und S. Schønberg und in der Rechtssache T-364/07 X. 
Lewis und M. Patakia) 

Gegenstand 

In der Rechtssache T-225/07 Klage auf Nichtigerklärung der 
Entscheidung REM 03/05 der Kommission vom 7. Mai 2007, 
mit der die französischen Behörden darauf hingewiesen würden, 
dass ein Erlass der Einfuhrabgaben auf die in Thailand her­
gestellten Farbfernsehempfangsgeräte, auf die sich ihre Anfrage 
vom 14. September 2005 beziehe, nicht gerechtfertigt sei, sowie 
in der Rechtssache T-364/07 Klage auf Nichtigerklärung des 
Schreibens der Kommission vom 20. Juli 2007, in dem der 
Erwerb eines Anspruchs darauf, dass keine Einfuhrabgaben auf 
die genannten Geräte nacherhoben würden, nicht bestätigt 
werde 

Tenor 

1. Die Klagen werden abgewiesen. 

2. Thomson Sales Europe trägt ihre eigenen Kosten und die der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften entstandenen Kos­
ten. 

( 1 ) ABl. C 211 vom 8.9.2007.
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